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zu dem vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 
— Drucksache 10/172 — 


A. Problem 

Die Vorschriften über die Zwangsernährung und andere medi- 
zinische Zwangsmaßnahmen haben sich nach überwiegender 
Auffassung der Vollzugsbehörden und der Ärzteschaft in der 
Praxis als unzureichend erwiesen. Aufgrund der gemachten 
Erfahrungen sollten die Grundsätze der Selbstbestimmung 
und Eigenverantwortlichkeit der Gefangenen stärker berück- 
sichtigt werden. 


B. Lösung 

Solange von einer freien Willensbestimmung des Gefangenen 
ausgegangen werden kann, ist die Vollzugsbehörde nicht zur 
Durchführung von Zwangsmaßnahmen verpflichtet. Die 
Durchführung von Zwangsmaßnahmen ist, abgesehen von 
Notfällen, von der Anordnung und Leitung eines Arztes ab- 
hängig. 

Einstimmige Empfehlung des Rechtsausschusses bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion der SPD. 
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C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hat vorgeschlagen, deiß die Verpflich- 
tung der Vollzugsbehörde zu Zwangsmaßnahmen erst entfällt, 
wenn der Gefangene dagegen nachhaltigen Widerstand lei- 
stet, der nur durch Anwendung unmittelbarer körperlicher 
Gewalt gebrochen werden kann. 


D. Kosten 

Mehraufwendungen entstehen nicht. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/172 — in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 23. Januar 1985 

Der Rechtsausschuß 

Helmrich Seesing Dr. Schwenk (Stade) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 
— Drucksache 10/172 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Das Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe 
und der freiheits entziehenden Maßregeln der Bes- 
serung und Sicherung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Geset- 
zes vom 22. Dezember 1981 (BGBl I S. 1523), wird 
wie folgt geändert: 

§ 101 erhält folgende Fassung: 

.§ 101 

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 
der Gesundheitsfürsorge 

(1) Medizinische Untersuchung und Behandlung 
sowie Ernährung sind zwangsweise nur bei Lebens- 
gefahr, bei schwerwiegender Gefahr für die Ge- 
sundheit des Gefangenen oder bei Gefahr für die 
Gesundheit anderer Personen zulässig; die Maß- 
nahmen müssen für die Beteiligten zumutbar und 
dürfen nicht mit erheblicher Gefahr für Leben oder 
Gesundheit des Gefangenen verbunden sein. Zur 
Durchführung der Maßnahmen ist die Vollzugsbe- 
hörde nicht verpflichtet, solange von einer freien 
Willensbestimmung des Gefangenen ausgegangen 
werden kann. 

(2) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist 
die zwangsweise körperliche Untersuchung außer 
im Falle des Absatzes 1 zulässig, wenn sie nicht mit 
einem körperlichen Eingriff verbunden ist. 

(3) Die Maßnahmen dürfen nur unter verantwort- 
licher Leitung eines Arztes durchgeführt werden, 
unbeschadet der Leistung erster Hilfe für den Fall, 
daß ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit 
einem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist.“ 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Das Strafvollzugsgesetz vom 16. März 1976 
(BGBl. I S. 581, 2088; 1977 I S.436), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1984 (BGBl. I S. 1654), wird wie folgt geändert: 


§101 erhält folgende Fassung: 

„§ 101 

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 
der Gesundheitsfürsorge 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Maßnahmen dürfen nur auf Anordnung 
und unter Leitung eines Arztes durchgeführt wer- 
den, unbeschadet der Leistung erster Hilfe für den 
Fall, daß ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und 
mit einem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist.“ 
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Entwurf 

Artikel 2 

Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht aus Ar- 
tikel 2 Abs. 2 Satz 1 (körperliche Unversehrtheit) 
des Grundgesetzes eingeschränkt. 

Artikel 3 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt zwei Wochen nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Seesing und Dr. Schwenk (Stade) 


I. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates zur Änderung 
des Strafvollzugsgesetzes — Drucksache 10/172 — 
wurde im Deutschen Bundestag in seiner 25. Sit- 
zung am 29. September 1983 in erster Lesung bera- 
ten und an den Rechtsausschuß federführend und 
den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
mitberatend überwiesen. Der Rechtsausschuß hat 
zu dem Gesetzentwurf eine öffentliche Anhörung in 
seiner 40. Sitzung am 14. Dezember 1984 durchge- 
führt, in der Verbände und Sachverständige zu dem 
Problem der Zwangsernährung Stellung genommen 
haben. Er hat den Gesetzentwurf in seiner 9. Sit- 
zung am 26. Oktober 1983, seiner 36. Sitzung am 
7. November 1984 und seiner 42. Sitzung am 16. Ja- 
nuar 1985 beraten. 

II. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig bei 
Stimmenthaltung der Fraktion der SPD, den Ge- 
setzentwurf mit zwei Änderungen anzunehmen. Im 
Rechtsausschuß besteht Einigkeit, daß sich die jetzt 
geltende Regelung der Zwangsernährung in § 101 
Strafvollzugsgesetz als nicht zureichend erwiesen 
hat. Die geltende Regelung in § 101 Abs. 1 Satz 2 
Strafvollzugsgesetz stellt zwar auch grundsätzlich 
auf die freie Willensbestimmung des Gefangenen 
ab und bestimmt, daß zur Durchführung von 
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesund- 
heitsfürsorge, insbesondere der Zwangsernährung, 
die Vollzugsbehörde nicht verpflichtet ist, solange 
von einer freien Willensbestimmung des Gefange- 
nen ausgegangen werden kann; das geltende Recht 
macht jedoch die bedeutsame Ausnahme beim Vor- 
liegen einer akuten Lebensgefahr für den Gefan- 
genen. 

In der Praxis hat sich ergeben, daß die Feststellung 
einer „akuten Lebensgefahr“ in Abgrenzung zur 
einfachen Lebensgefahr äußerst schwierig, wenn 
nich in vielen Fällen unmöglich ist. Alle Sachver- 
ständigen aus dem Ärztestand haben in dieser An- 
hörung des Rechts ausschusses vorgetragen, daß die 
Feststellung einer „akuten Lebensgefahr“ bei ei- 
nem Hungerstreik nicht mit Sicherheit getroffen 
werden kann. 

Des weiteren ist eine Zwangsernährung gegen den 
Willen und energischen Widerstand des Gefange- 
nen mit hohen Risiken für seine Gesundheit und 
sein Leben verbunden. Hinzu kommt auch, daß der 
Gefangene — da er davon ausgeht, daß die Voll- 
zugsbehörde verpflichtet ist, unter allen Umständen 
sein Leben zu retten — bei einem Hungerstreik das 
von ihm eingegangene Risiko falsch einschätzt. 

Aufgrund der praktischen Erfahrungen, die im Voll- 
zug bei den bundesweit abgesprochenen Hunger- 


streikaktionen einer größeren Anzahl Gefangener 
aus dem Bereich der terroristischen Gewaltkrimi- 
nalität im Frühjahr 1981 und jetzt gemacht worden 
sind, haben die ärztlichen Berufsverbände sowie die 
einzelnen damit befaßten Ärzte fast insgesamt die 
Zwangsernährung gegen den freien Willen des Ge- 
fangenen aus berufsethischen Gründen abgelehnt. 
Es ist deshalb zu befürchten, daß die Vollzugsbehör- 
den zukünftig nicht mehr über genügend Ärzte ver- 
fügen, die zur Durchführung einer Zwangsernäh- 
rung bereit sind. 

Entsprechend dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
soll nunmehr eine Verpflichtung der Vollzugsbe- 
hörde zur Zwangsernährung und zu anderen medi- 
zinischen Zwangsmaßnahmen auch beim Vorliegen 
akuter Lebensgefahr entfallen, solange bei dem Ge- 
fangenen eine freie Willensbestimmung angenom- 
men werden kann. Die Verpflichtung der Vollzugs- 
behörde zur Zwangsernährung und zu anderen me- 
dizinischen Maßnahmen gegenüber dem Gefange- 
nen soll erst dann einsetzen, wenn nicht mehr von 
einer freien Willensbestimmung des Gefangenen 
bei seinem Widerstand ausgegangen werden kann. 
Damit wird der Gefangene in seiner Rechtsstellung 
dem Menschen in Freiheit gleichgestellt. Es sollen 
die gleichen Grundsätze der Selbstbestimmung und 
Selbstverantwortlichkeit gelten. Auch beim Leben 
in Freiheit ist der Arzt gegenüber einem ablehnen- 
den Patienten so lange nicht zur Hilfeleistung ver- 
pflichtet, als der Patient noch über eine freie Wil- 
lensbestimmung verfügt. 

Von der Mehrheit des Ausschusses abgelehnt 
wurde der Antrag der Fraktion der SPD, bei Ab- 
satz 1 des Satzes 2 des § 101 Strafvollzugsgesetz fol- 
gende Formulierung vorzusehen: „Zur Durchfüh- 
rung der Maßnahmen ist die Vollzugsbehörde nicht 
verpflichtet, wenn der Gefangene dagegen nachhal- 
tigen Widerstand leistet, der nur durch Anwendung 
unmittelbarer körperlicher Gewalt gebrochen wer- 
den kann.“ 

Die Fraktion der SPD begründet ihren Vorschlag 
damit, daß die von ihr vorgeschlagene Regelung 
eine letzte Sicherung sein solle, daß ein hunger- 
streikender Gefangener nur dann seinem Los über- 
lassen werde, wenn die Ernsthaftigkeit seiner Ent- 
scheidung unabweisbar zutage liege. Nur bei einem 
nachhaltigen Widerstand gegen die Zwangsernäh- 
rung und andere medizinischen Maßnahmen, der 
anders als durch Anwendung unmittelbaren 
Zwangs nicht gebrochen werden könnte, sei es ge- 
rechtfertigt, die Entscheidung des Gefangenen für 
einen Hungerstreik zu respektieren. 

Die Mehrheit des Ausschusses ist demgegenüber 
der Auffassung, daß es aufgrund der Fürsorgever- 
pflichtung der Vollzugsbehörde gegenüber dem Ge- 
fangenen selbstverständlich sei, die Ernsthaftigkeit 
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seiner Entscheidung zu überprüfen und auf den Ge- 
fangenen nachhaltig einzuwirken, seinen Hunger- 
streik aufzugeben. Daß in den Vollzugsbehörden so 
verfahren werde, habe sich auch aus den Ausfüh- 
rungen der Sachverständigen und der angehörten 
Beamten der Vollzugsbehörden ergeben. Dagegen 
wäre es nicht zumutbar, daß es jeweils im einzelnen 
Fall zu körperlichen Auseinandersetzungen und 
körperlichen Widerstandsaktionen kommen müsse, 
bevor der Beweis erbracht sei, daß der Gefangene 
eine Zwangsernährung ernsthaft ablehne. 

§ 101 Abs. 3 Strafvollzugsgesetz schreibt in seiner 
geltenden Fassung vor, daß die Zwangsmaßnahmen 
nur „auf Anordnung und unter Leitung eines Arztes 
durchgeführt werden dürfen“. Der Gesetzentwurf 
sah nunmehr einschränkend vor, daß die Maßnah- 
men „unter Leitung eines Arztes“ durchzuführen 
sind, daß aber die Worte „auf Anordnung“ gestri- 
chen werden sollen. Der Rechtsausschuß stimmt 
dieser Änderung nicht zu und schlägt vor, es bei der 
geltenden Fassung des § 101 Abs. 3 Strafvollzugsge- 
setz zu belassen. Der Ausschuß ist einhellig der 
Auffassung, daß die Zwangsmaßnahmen nicht nur 
unter Leitung eines Arztes durchgeführt werden 
müssen, sondern auch nur von einem Arzt angeord- 
net werden dürfen. Bei der Auslegung des gelten- 
den § 101 Abs. 3 Strafvollzugsgesetz sind in der Pra- 
xis Schwierigkeiten und Unklarheiten aufgetreten. 
Mindestens in einem Land wurde die Vorschrift so 
ausgelegt, daß die Anordnung von Zwangsmaßnah- 
men nicht durch einen Arzt erfolgen müßte. Zum 
Teil wurde auch die Auffassung vertreten, daß der 


Bonn, den 23. Januar 1985 


anordnende Arzt und der die Maßnahmen leitende 
Arzt keiner Behördenaufsicht unterliege oder daß 
auch bei der Aufsichtsbehörde nur ein Arzt Verfü- 
gungen der Behördenaufsicht erlassen könne. Der 
Rechts ausschuß ist in Übereinstimmung mit der 
überwiegenden Auffassung der Länderbehörden 
einhellig der Meinung, daß die geltende Fassung 
des § 101 Abs. 3 Strafvollzugsgesetz in dem Sinne 
auszulegen ist, daß auch die Anordnung von 
Zwangsmaßnahmen nur durch einen Arzt erfolgen 
darf. Im übrigen gilt aber auch für die Anordnung 
des Arztes, daß es sich um eine Verfügung der Voll- 
zugsbehörde handelt und daß auch diese Anord- 
nung im hierarchischen Gefüge des Behördenauf- 
baus einzuordnen ist. Der Rechtsausschuß ist hin- 
sichtlich der Auslegung der geltenden Fassung des 
§101 Abs, 3 einhellig der Auffassung, daß Verfügun- 
gen der Aufsichtsbehörde über Zwangsernährungs- 
maßnahmen und sonstige medizinische Zwangs- 
maßnahmen nicht durch einen Arzt ergehen müs- 
sen. Die geltende Regelung sieht vielmehr vor, daß 
nur die Anordnung der Zwangsmaßnahmen gegen- 
über dem Gefangenen durch einen Arzt zu erfolgen 
hat. 


Hinsichtlich des Inkrafttretens des Gesetzentwurfs 
schlägt der Ausschuß vor, das Gesetz am Tag nach 
seiner Verkündung in Kraft treten zu lassen. Grün- 
de, die ein Hinausschieben des Inkrafttretens erfor- 
derlich machen würden, insbesondere eine Frist da- 
für, daß sich die Vollzugsbehörden auf die Neurege- 
lung einstellen müßten, liegen nicht vor. 


Seesing Dr. Schwenk (Stade) 

Berichterstatter 
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